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Abend⸗Ausgabe. 


Deutſcher Reichstag. 
10. Plenarſitzung vom 11. Oktober. 

Präſident von Forckenbeck eröffnet die 
Stzung am 11½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 
lungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: Hofmann, Graf 
zu Eulenburg, Turlen, Dr. Friedberg und Andere. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält das 


Wort 

Abg. Dr. Bamberger zu einer thatſäch⸗ 
lichen Berichtigung. Redner verweiſt darauf, daß 
der Abg. Sonnemann in feiner vorgeſtrigen Rede 
eine Stelle aus einer von ihm gehaltenen Rede 
verleſen habe. Da ſeit der Zeit, als er jene Rede 
gehalten haben ſolle, nahezu 29 Jahre verfloſſen 
ſeien, jo ſei ihm davon nichts mehr erinnerlich; 
ebenſo ſel ihm die Schrift, der Herr Sonnemann 
pieſes Citat entlehnt, unbekannt. Nachdem er jetzt 
Einſicht in dieſe Schrift genommen, hat ſſch heraus⸗ 
geſtellt, daß Herr Sonnemann nicht jeine (des Red⸗ 
ners) Worte citirt (Hört! Hört !), ſondern das 
Vorwort eines ihm unbekannten Verfaſſers, der nur 
mit feinen Initialien gezeichnet hat. Im Uebrigen 
enthalte die Schrift eine von ihm gehaltene Tiſch⸗ 
tede, auf welche in dem Vorwort Bezug genommen 

jet. (Heiterkeit.) 
Abg. Sonnemann erwidert, er habe aus 
der Schrift ſelbſt verleſen wollen, namentlich jene 
Stelle, in welcher Herr Dr. Bamberger feiner Freude 
über die Verjagung des franzöſiſchen Königs Aus⸗ 
druck giebt, er wurde eben darin vom Präſidenten 
terbrochen und habe dann 
i ügt, daß er 
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Sonnabend, den 12. Oktober 1878. 


trolle und die damit verbundene Zwiſcheninſtanz noſſenſchaftsweſen einen unheilvollen Riß erhalten. Wenn man die Genoſſenſchaften gar nicht erwähnt 
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würden die Genoſſenſchaften vernichtet und die Lage Wir würden damit eine der blühendſten, entwickeltſten hätte, dann hätte man ſie unbeſchadet ihrer Ent- 


der Kaſſen jedenfalls verſchlechtert werden. Anderer- | Inftitutionen der größten Gefahr ausſetzen und zwar wickelung ruhig ihren Weg gehen laſſen können; 5 
0 


ſeits ſei zu bedenken, daß dieſe Kaſſen die mühſa⸗ 
men Erſparniſſe der Mitglieder enthalten. Der 8 
ls. der Kommiſſion greife in ganz unerhörter Weife 
in das Privatvermögen der Vereinsmitgllever ein, 
denn es ſei wohl zu bedenken, daß die Mitglieder 
ſolidariſch haftbar find. Während das Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz wohl überlegt alle die garantliten Rechte 
der Mitglieder ſchont, werden dieſe Rechte durch das 
vorliegende Geſetz willkürlich aufgehoben. Eine an- 
dere Inſtanz als den Spruch der Gerichte dürfe 
man nun und nimmer für ſo ſchwerwiegende privat⸗ 
rechtliche Fragen anerkennen. Setzt man eine Ad⸗ 
miniſtrationsbehörde oder gar die Polizel als In⸗ 
ſtanz an, jo verletze man damit in der gllerſchärf⸗ 
ſten Art die Grundprinzipien unſeres ganzen Staats⸗ 
lebens. Bei der großen Ausdehnung und dem Um ⸗ 
jang, der Blüthe, in der die Genoſſenſchaften jetzt 
fehen, werde der Schaden, der durch eine Vernich⸗ 
tung derſelben entſtände, ganz unberechenbar ſein. 
Hunderttauſende von braven und ſparſamen Men⸗ 
chen würde man damit von dem einzigen, ſie zum 
Wohlſtande führenden Wege abdrängen und fo 
würde der § la. der Kommiſſion geradezu die So⸗ 
zialdemekratie vermehren und der ſozialdemokratiſchen 

2 er bittet 


— 


dringend, feinem Antrage zuzuſti 
ler 


ausdrücklich die An- 


einem theoretiſchen Begriffe zu Liebe, denn ein prak⸗ | fie nun aber einmal erwähnt find und die Kommij- 


tiſches Bedürfniß liegt nicht vor. 


Der Herr Abg. ſion gewiſſe Beſtimmungen über dieſelben aufgeſtellt 


v. Goßler hat weiter darauf hingewieſen, daß die und dadurch fie in den Rahmen des Geſetzes auf- 


Annahme des Antrages Schulze den Sozialdemo⸗ genommen hat ü 
o müſſe ma N 
kraten den Weg zu den Genoſſenſchaften öffnen] Seiten hin 5 11 5 1 ne 
Das, meine Herren, würde ein großer Ge- ſtimmungen £ 
Wir machen kein] Beſorgniſſe 


würde. 
winn für die Geſellſchaft ſein. 


evoldenfen haben. Nun ſei es zwar 


Geſetz gegen die Sozialdemokratie, ſondern nur ge⸗ nicht die Aufgabe der Geſrpp⸗eung, allen privaten 


gen deren Ausſchreitungen. 


Die Sozialdemokraten] Beſorgniſſen Abhülfe zu ſchaffen, es hanvle ſich im 


ſollen im Uebrigen alle Rechte und Wohlthaten wie vorliegenden Falle aber nicht blos um private In⸗ 


die übrigen Staatsbürger genießen und in denſelben tereſſen, ſondern es handle ſich um ein großes öffent⸗ 


auch durch dieſes Geſetz nicht beſchränkt werden. liches Intereſſe, das in ſeiner ganzen Tragweite auch 


Ich bitte Sie daher, bei der vorliegenden Frage von] von den verbündeten Regterungen zu allen Zeiten 
allen politiſchen Erwägungen abzuſehen und fi nur als ſolches anerkannt worden ſei. f 


die Frage vorzulegen, ob eine ſolche Ausnahme⸗ 
Beſtimmung für das Genoſſenſchaſtsweſen gebo⸗ 
ten ſei. Ich glaube, 
tung dieſer Frage mit einander einverſtanden ſein, 
daß der Kommiſſionsbeſchluß nicht aufrecht zu er⸗ 
halten ſei. Ich bitte, dem Antrage Harnier 3.3” 
ſtimmen. 

Abg. Melbeck empfiehlt ſein Amepdement, 
indem er in längerer Rede darzulegen fucht, wie 


die eingetragenen Genoſſenſchaften benutzt wer⸗ 
Eden, um für die Sozialdemokraten Propaganda zu 
mach 


evollmächtigter, Staats miniſter Graf 
u d 


ur 


1 
* 


in nicht zu weit 


Sie werden bei Beantwor⸗ tute feier, 


Man möge nicht 
vergeſſen, daß wit den Genoſſenſchaften Solidarhaft 
verbunden Sri, daß die Genoſſenſchaften auch Inſtt⸗ 
welche häufig in die Lage kommen, Kre⸗ 
dit A Anſpruch zu nehmen. Wenn nun derartige 
Peſorgniſſe gegen die Sicherheit dieſer Inſtitute rege 
geworden, — und es iſt dies nach Lage des Ge⸗ 
ſetzes theoretiſch durchaus begründet, — jo würde 
denſelben unzweifelhaft großer Schaden zugefügt wer⸗ 
den, wenn der Beſchluß der Kommiſſion aufrecht 
erhalten werden ſollte. Trotz der von dem Abge⸗ 


chenen Beſorgniſſe bitte er, den Kommiſſionsbeſchlüſſt 
nicht zuzuſtimmen, ſondern den Antrag Gareis € 
zunehmen. (Lebhaftes Bravo.) 5 
Die Diskuſſion wird geſchloſſen und nach ei 
ren geſchäftlichen Debatte, in welcher der 

a beck ihre Anträge zurück 


50 5 durch die oben mitgetheilten beiden n 


15 A er 


Man habe Be⸗ 
Havel welche in zahlreichen Kreiſen 


ordneten v. Goßler und dem Miniſter ausgeſpro⸗ 2 


ic der „Srantf. 3h als wilküriche Erfndung| In 


erfeßt. Hinter §. 1 a war folgender neuer $ 1 aa 
eingeſchaltet: „Selbſtſtändige Kaſſenvereine (nicht 
eingeſchriebene), welche nach ihren Statuten die ge⸗ 


zie wiſenlliche F 
ſich hier handelt, ſei die, ob eren dergleichen In⸗ 
Ritutionen im Wege . Verwaltung oder durch ge- 


bezeichnet habe. St 
ſſer⸗ richtliches oder verwaltungsgerichtliches Verse hren 


Hierauf wird in die Tagesordnung, die Fort⸗ 


0 


ihrer Mitglieder bezwecken, 


n 


bindungen jeder Art Anwendung. 


ſetzung der zweiten Berathung des Geſetzentwurfs 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der So⸗ 
zialdemokratie, eingetreten. 

Bie Berathung beginnt mit 8 la, welcher 
lautet: 

„Die Vorſchriften des § 1 finden auf Ver⸗ 
Jedoch ſind ein⸗ 
getragene Genoſſenſcheften, regiſtrirte Geſellſchaften, 
eingeſchriebene Hülfskaſſen und andere ſelbſtſtändige 
Kaſſenvereine, welche nach ihren Statuten die gegen- 
ſeitige Unterſtützung ihrer Mitglieder bezwecken, zu⸗ 
nächſt nicht zu verbieten, ſondern unter eine außer⸗ 
ordentlich⸗ſtaatliche Kontrolle zu ſtellen. Sind meh- 


rere ſelbſtſtändige Vereine der vorgedachten Art zu 


einem Verbande vereinigt, ſo kann, wenn in einem 
deiſelben die im § 1 Abſatz 2 bezeichneten Beſtre⸗ 
bungen zu Tage treten, die Ausſcheidung dieſes 
Vereins aus dem Verbande und die Kontrolle über 
denſelben angeordnet werden. — In gleicher Weiſe 
iſt, wenn die bezeichneten Beſtrebungen in einem 
Zweigverein zu Tage treten, die Kontrolle auf die⸗ 
ſen zu beſchränken.“ 

Hierzu beantragen: 

1) Abg. Dr. Schulze ⸗Delitzſch: Im Ali⸗ 
nea 2 die Worte „eingetragene Genoſſenſchaften, 
regiſtritte Geſclſchaften“ zu ſtreichen und hinter 84 
einen dieſer Aenderung entſprechenden neuen 8 ein: 
zuſchalten. 

2) Abg. Melbeck: Im Abſatz 2 hinter 
den Worten: „die gegenſeitige Unterſtützung ihrer 
Mitglieder bezwecken“ — die Worte einzuſchalten: 
„nur in dem Falle ohne Weiteres zu verbieten, 
wenn ſolche offenkundig mit den im § 1 bezeichneten 
Vereinen in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen. 
In anderen Fällen ſind ſolche Genoſſenſchaften und 
Kaſſen u. ſ. w. 


3) Abg. Dr. Gareis: Den Abſatz 2 durch 


folgende zwei Abſätze zu erſetzen: „Auf eingetragene 
Genoſſenſchaften findet im Falle des § 1 Abſatz 2 
der § 35 des Geſetzes vom 


fend die privatrechtliche 
Wirthſchafts Genoſſenſchaften Anwendung. 


Hülfskaſſen vom 7. April 1876 Anwendung. 


Abg. Dr. Schulze⸗Delitzſch empfiehlt ſei⸗ 
nen Antrag zur Annahme, indem er den Admini⸗ 
ſtrationsbehörden die Befugniß beſtreitet, die Genoſ⸗ 
Durch eine ſolche Kon⸗ 


ſenſchaften zu kontroliren. 


— — —-— — 9 


4. Juli 1868 betref⸗ 
Stellung der Erwerbs- und 
Auf 
eingeſchriebene Hülfskaſſen findet im gleichen Falle 
der § 29 des Geſetzes über die eingeſchriebenen f 


ſchaften als Deckmantel für ihre ſtaatsfeindliche 
Biſtrebungen zu benutzen. Die Kommiſſton habe 
gerade dieſer Frage die größte Aufgerkſamkeit 
zugewendet, habe ſich aber nicht entſgließen kön⸗ 
nen, für die Genoſſenſchaften eine Ausnahme 
zu ulaſſen. Seine, die konſervative Partei, ſtehe 
auch in dieſem Punkte auf den Beſolüſſen der Kom- 
miſſton. 


Abg Dr. Las ker ſpricht ſich im Sinne des 
Abgeordneten Schulze gegen die Anwendung des vor⸗ 
liegenden Geſetzes auf das Genoſſenſchaftsweſen aus. 
Er bezieht ſich auf die Kommiſſionsverhandlungen, 
in deren Verlaufe ſich erſt herausgeſtellt habe, daß 
neſes Geſetz alle Verbindungen, alſo auch Handels- 
geſellſchaften, Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften 
und eingeſchriebene Hilfskaſſen umfaſſe, und jo be- 
handelt werden ſollen, wie politiſche Vereine, die 
unter den Begriff des § 1 fallen. Der Bundes- 
rath habe dieſe Tragweite des Geſetzes wohlweielich 
verſchwiegen, erſt ein Mitglied des Bundesrathes, 
der ſächſiſche Juſtizminiſter Abeken, habe auf Befra⸗ 
gen ſich in dieſem Sinne geäußert. Ein ſolcher 
Zuſtand wäre geradezu unleidlich. Man würde 
durch eine ſolche Vermengung das Geſetz auch be⸗ 
deutend verſchlechtern. Das Geſetz habe nur die 
Aufgabe, eine gewiſſe krankhafte Erſcheinung in un⸗ 
ſerem öffentlichen Staatsleben zu bekämpfen. Wollte 
man alle Verbindungen auf gewerblichem Gebiete in 
dieſes Geſetz mit hineinziehen, ſo müßte man von 
der Vorausfetzung ausgehen, daß unſere Aktienge⸗ 
ſellſchaften, Genoſſenſchaften ꝛc. von den ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Tendenzen ebenfalls infisixt ſeien. 


Veranlaſſung vor? 
Annahme irgendwie Veranlaſſung gegeben? 
könne er ſich gar nicht denken. 


mögens noch vorziehen. Der Staat 


Geſchäft eingreifen, 


ohne in dieſem Falle von ihren Verpflichtungen 
ceit zu werden. Herr v. Goßler habe geſagt, 
Genoſſenſchaften würden von dieſem Geſetze gar nich 
getroffen werden. 
möge dahin geſtellt bleiben. 


getroffen werden ſollte, dann werde das ganze 


Liegt 
zu einer ſolchen Annahme auch nur die geringſte 
Oder haben ſpeziell die Ge⸗ 
noſſenſchaften in ihrer Entwickelung zu einer ſolchen 
Und 
ein untauglicheres Mittel als das vorgeſchlagene 
Der ſtaatlichen Kon⸗ 
trolle würde er die einfache Konſiskation des Ver⸗ den Antrag Gareis, 
ſolle in ein auf die eingeſchriebenen Hilf 
für welches die Mitglieder mit abzulehnen. 
ihrem ganzen Privatvermögen einzutreten haben, 
be⸗ dement Gareis. 
die ten ſelbſt zu allen Zeiten 


In wie welt das richtig iſt, lem Recht, 
Aber ich behaupte, den nihiliſtiſchen '0 15 
wenn auch nur eine einzige Genoſſenſchaft davon und die Möglichkeit zu verſchaffen, daß der kleine bot, 
Ge⸗ Mann ſich auf praktiſ 


einzugreifen ſei. Er wolle ſich nicht in eingehender 
Erörterung auf dieſe Frage einlaſſen, ſondern ſich 
auf den Standpunkt ſtellen, den die Kommiſſion 
eingenommen hat, welche die Ausführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes im Allgemeinen auf den Weg der Verwaltung 
verwieſen hat. Ob es nothwendig jel, die Genoſſen⸗ 
ſchaften von dieſem Geſttz aus zuſchließen, dieſe Frage 
müſſe er verneinen. Daß von den Verwaltungs⸗ 
behörden ein willlürliches Verfahren beobachtet wer⸗ 
den könnte, ſei ſchon der Natur der Sache nach 
ausgeſchloſſen. Es trete hier noch das Moment 
hinzu, daß die Kommiſſton bereits ſelbſt durch ihren 
Beſchluß ein willkürliches Eingreifen in die Ge⸗ 
noſſenſchaften weſentlich beſchränkt hat. Daß die 
Verwaltung nur die Kontrolle zu führen habe, er⸗ 
ſchwere das Einfchreiten der Verwaltung ſehr erheb⸗ 
lich. Der Beſchluß der Kommiſſion ſei alſo als 
ein indirektes Schutzmittel für die Genoſſenſchaften 
anzuſehen. Den Ausführungen des Abg. Lasker 
gegenüber, der behauptei, daß das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen bisher noch keinerlei Veranlaſſung zu einem 
ſolchen Vorgehen gegeben habe, macht der Miniſter 
darauf aufmerlſam, daß eine ganze Reihe eingetra 
gener ſozialdemokratiſcher Genoſſenſchaften boſtehe, 
wie beiſpielsweiſe in Berlin die Allgemeine Deutſche 
Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei, welche jenen Zielen 
Vorſchub leiſte. Um im Uebrigen keinen Zweifel 
aufkommen zu laſſen, erklärt der Miniſter, daß das 
Genoſſenſchaftsweſen unter 
den Begriff des § 1 falle, 
demokratiſchen Beſtrebungen huldige. 
aber könne das Hülfskaſſenweſen von 
ausgeſchloſſen werden. 
deſſelben mit den Vereinen, 


einer beiſpielloſen Verwirrung führen, 
Falle vermieden werden müſſe. Er 


Abg. Delbrü 


t größeſte Aufmerkſamkeit geſchenkt und zwar mit 
denn fie ſeien 
Beſtrebungen entg 


A zunächjt nicht zu verbieten, 


allen Umſtänden unter 
inſoweit daſſelbe jozlal- 
Noch weniger 

dem Geſetze 
Bei der engen Verbindung 
bei denen die Kaſſen 
in den meiſten Fällen die Geundlage bilden, würde 
ein Ausſchluß der Hilfskaſſen von dieſem Geſetz zu 
die in jedem 
bitte deshalb, 
ſoweit derſelbe ſich namentlich 
skaſſen bezieht, unbedingt 


ck erklärt ſich für das Amen⸗ 
Die verbündeten Regierungen hät⸗ 


den Genoſſenſchaften 115 
vol⸗ angenommen. 5 
: . § 4 lautet nach den Kommiſſtons⸗Beſchlüſſen: 
ene Ver⸗ 

iſt dem 


a ſolcher im Inlande vor⸗ 


das einzige Mittel, um | Komm 0 
1 1 5 zu wirken „Das von der Landes⸗Polizeibehörde erlaſſ 


chem Wege vorwärts bringt. 


enſeikige Unterſtützung 


ſondern unter eine 
außerorden ee Kontrolle zu ſtellen. Sind mehrere 


ſelbſtſtändige Verein der vorgedachten Art zu einem 
Verbande vereinigt, jo kann, en in einem derſel⸗ 
ben die im § 1, Abſ. 2, bezeichneten Beſtimmungen 
zu Tage treten, die Ausſcheidung dieſes Vereins aus 
dem Verbande und die Kontrolle über denſelben an⸗ 
In gleicher Weiſe iſt, wenn die 


geordnet werden. 


Ye N 


bezeichneten Beſtrebungen in einem Zweigvereine zu 


Tage treten, die Kontrole auf diejen zu beſ( rä ten.“ 


$ 1b, der von den Befugniſſen der mic der 


Kontrolle betrauten Behörde handelt, wird ohne De⸗ 
batte genehmigt. 

Bei § Le, der von dem Verbote von Vereinen 
unter den im § 1 gedachten Vorausſetzungen han⸗ 


delt, beklagt ſich Abg. Fritzſche über die Unter⸗ 
drückung der Tabaksarbeitervereine in Pots dam nach 


dem Erlaß des gegenwärtigen Geſetzes. Man werde 


nach Erlaß deſſelben noch viel rigsroſer vorgehen 


und überall, wo ſich zwei oder drei reudige Schafe 
in einem Vereine befinden, ſofort mit Schließung 
deſſelben vorgehen. Er glaube, einem ſolchen rück⸗ 
ſichtsloſen Vorgehen müſſe in irgend einer Weiſe 
vorgebeugt werden. Er hoffe, daß in der dritten 
Leſung eine darauf bezügliche Beſtimmung in dem 
Geſetz Aufnahme finden werde. 

$ le war hierauf genehmigt. 

§ 2 beſtimmt: Zuftändig für das Verbot und 


die Anordnung der Kontrolle iſt die Landesgerichts⸗ 


behörde. 

Zu 8 2 nimmt Abg. Bebel das Wort. 
Er wendet ſich zunächſt gegen die Aeußerungen des 
Herrn von Bennigſen, den Zuſammenhang der deut⸗ 


en Sozialdemokratie mit Marx in Dondon betref⸗ 
5 i überz . echt 


fend. Ein ſolcher Zuſammenhang ft 
vorhanden. Das vorliegende, von 
freunden“ ſtammende gejebgeberijche 


den Ie imd. 
Elabo tee. 


zeichnet Redner als ein ſolches, wie ess dlenfaun⸗ 
schlimme mins 


tiſchſten „Reichsfeinve“ nicht hätten 
können. 
§ 2 wird mit derſelben 


wie § 1. 
§ 3 wird 


„ onde 


ſowie die Anordnung der Kontrolle 
Veneinsvorſtande, ſofern ein 


Majorität algen 


nach den Kommiſſions⸗Beſchlüſſen 


e 


N 


1 


e 


haupt ernſt zu nehmen find, als eee 195 
kannt, ſowohl in ihren Ausführungen über die 
Boden der heutigen Geſellſchaft geftan- | Sozialdemokratie, als auch in den Erklärungen über 
an Abg. a "abe aue a die 1 a En. ne : Der in 
den Niemand geftatten könne: knüpfte m eſer Rede offenbar wieder an je 
e ſelbſt den allerichlechte- | Auslaſſungen vom April 1877 an, in welchen er 
bringen, welche 1 ee Die Beſchwerde 1 Ina 1100 11 Me über 15 damals auf Urlaub gehenden Kanzler 
hat keine 25 4 a (Sozialdemokrat) greift dieſe er (Redner), daß überall und an allen Orten mit ſprach. Die Hoffnung ſcheint wohl berechtigt, daß 
1 Drang als ganz exorbitant an und derſelben Klarheit und Offenheit geſprochen würde, die Bildung einer 1 ne SR na na- 
füge aus, daß wenn die Beſchwerde keine aufjchle- der ge Eu ber 1 „ ER a 19 an 115 10 an 
HE igen neuen |fehr bald Geltung verſchaffen. 60 e „pen, d 1 7 . 
Bi et enge 1 , 05 He 1 Wü 199 5 mit der Regierung gehen und ſie fluß der jetzigen Verhältniſſe endlich erreicht werde. 
walten das würden auch die anderen Parteien] unterſtützen, denn es iſt dies an ſich ſchon ſehr pro⸗ i Provinzielles. 
empfinden. Wir pfeifen etwas auf das ganze ſitabel, aber wir können nicht mit ihr gehen, jo Stettin, 12. Ottober. Von dem hier ver⸗ 
Geſetz! (Ungeheure Unruhe, Rufe: Hört! Hört! lange die Regierung auf Wegen wandelt, die wir ſammelten Provinzlal-Landtage iſt geſtern nachſtehende 
Zur Ordnung! Raus! Glocke des Präſidenten.) für verderblich halten. So lange im deutſchen Reiche Adreſſe an Se. Majeſtät den Kaiſer abgeſandt 
Abg. Bracke fährt fort: Ja, meine Herren, an die 15 Millionen Menſchen ihres Glaubens wer | worden: | 
unfere Perſonen können Sie durch das Geſetz ge⸗ gen verfolgt werden (Heftiger Widerſpruch bei den „Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſer! 
fährden und ſchädigen, aber nicht unſere ganze Be⸗ Nationalliberalen = Redner wiederholt dieſen Satz Allerguädlgſter Kaiſer, König und Herr! Der auf 
hemmen. In dieſem Sinne habe ich die noch einmal nachdrücklich) — ſo lange können wir] Ew. Majeſtät Ruf verſammelte Provinzial Landtag 
zethane Aeußerung gemacht. Ich bean- die Regterung nicht unterſtützen. Wir nicht find gegen] von Pommern begin ben in der gemein⸗ 
über den letzten Abſaß geſonderte Abſtim⸗ eine Regterung, aber wir find gegen dieſe (Leb⸗ Tage, 
haftes Bravo im Centrum; Ziſchen bet den Natio- 
nalliberalen). g 
Die Diskuſſton wird hierauf vertagt. 
Schluß 4½ Uhr. 


ebene | der zweite Attentäter der Sozialdemokratie nahe ge⸗ 
ſtanden, derſelbe habe lediglich auf dem nivelliſtiſchen, 


anden iſt, durch ſchriftliche, mit Gründen ver] 
119 bekannt zu machen. Gegen dleſelbe ſteht 
dem Vereinsvorſtande die Beſchwerde ($ 19) zu. 
Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Woche nach ber den. 5 
Zuſtellung der Verfügung bei der Behörde anzu- Diskuſſion gebracht, 
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00 ſamen Erinnerunn g 
da alle deutſchen Hrn und nic! 
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Zämmtliche Abſätze des § 4 der Kommiſſſons⸗ 
uorlane werden ee er font 
5 lautet: „Verſammlungen, in denen ſozial | 
demo kratiſche, 5 oder tommunifitce, auf den Nüchſte Sttung⸗ een il Trauer in Freun 
ir der beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchafts⸗ Tagesordnung! Fortſetzung der 2. Berathung Herzen fret machte. Geruhen ww. ö lle 
chung gerichtete Beſtrebungen zu Tage treten, find des Soziallſtengeſetzes. a a gnädigſt zu geſtatten, daß er Allerhöchſt Dero lan 
augen. Verſammlungen, von denen durch That⸗ deeväterlichen Herzen Kunde von dem Geiſte giebt, 
gahen die Annahme gerechtfertigt iſt, daß ſie een mit dem er in die Erledigung ſeiner Arbeiten ein 
Hörberung der im erſten Abſatze bezeichnen Beſtre⸗ Die in letzterer tritt, und daß er das Gelübde der unverbrüch⸗ 
zungen beſtimmt find, find zu Kroteten. Den Ver⸗ Zeit auf Poſtwagen der Eiſenbahnen vorgekommenen, lichen Triue erneuert, welche die Verlaſſenſchaft 
Sammlungen werden Lſſentliche Feſtlichkeiten und Auf- durch Teichtfinniges Verfahren der Abſender von Ge- unſerer Väter war und das Erbtheil unſerer Kinder 
ge geichgeſtellt.“ genſtänden hervorgerufenen Unglücksfälle haben die | fein. wird.“ f 
Hierzu beantragt Abg. Brüel dem zweiten Frage hervorgerufen, wie derartigen Vorkommniſſen — Am Sonntag und Montag Nachmittag 
habe am Schluſſe hinzuzufügen: vorzubeugen ſei. Bereits vor mehr als Jahresfriſt wird ein Herr Räcke aus Rathenow in Gotzlow 
uf Verſammlungen zum Betriebe der den hatte das Reichseiſenbahnamt Vorſchrlften ausgear⸗ vor dem Gumtow'ſchen Lokale „Sommerluſt“ Vor⸗ 
Wichstag oder eine Landesvertretung betreffenden beitet, welche namentlich den Verkehr mit Spreng- ſtellungen mit dem Kapitän Bopton'ſchen Schwimm⸗ 
lorgelegenheiten nach aesgeſchriebener Wahl er- | offen auf Eiſenbahnen regeln ſollten. Dieſe Vor⸗ apparat geben. Da gewiß ſehr Viele die intereſſan⸗ 
rede ſch dieſe Beſchränkung nicht.“ ſchriften wurden dem Bundesrath zur Begutachtung ten Schwimmfahrten noch nicht geſehen haben, wird 
. Windthorſt⸗ Meppen verwaſt zunächſt mitgetheilt. Die weitere Verfolgung auf dieſem auf reichlichen Menſchenandrang zu rechnen ſein. 
daß die große Majorität des Reieztages Wege unterblieb jedoch, weil inzwiſchen eine geſetz⸗ Hoffen wir nur, daß der Humbug, welcher ſeiner 
in hjahr d. J. nach reiflicher Ueberlegung die] liche Regelung dieſer Angelegenheit durch die Reichs⸗ Zeit auf dem Dammſchen See jo nebenher betrieben 
gage zurückgewieſen. Er habe ſich daher, als regierung angebahnt worden war. Zu dieſem Zwecke wurde, diesmal unterbleibe. iger 
lage von Neuem an den Reichstag ge⸗ werden Erhebungen durch das Reichskanzleramt an⸗ — Sämmtliche Richter find amtlich aufzefor⸗ 
inate, die Frage vorgelegt, ob es denkbar jet, daß, | geftels, die jetzt beendigt find. Wie ich höre, wer- dert, ihre Wünſche zu erkennen zu geben, welche fle 
man im Monat Mai ſo entſchleden „Nein“ den in der nächſten Zeit die betheiligten Ausſchüſſe mit Rückſicht auf die durch die Reichsjuſtizgeſetze noth⸗ 
im Oktober „Ja“ ſagen könne. Er habe des Bundesraths ſich mit dem Gegenſtande zu be⸗ wendige Neugeſtaltung der Gerichte hegen. Geſetze, 
age verneint, weil er Vertrauen gehabt zu Der ſchäftigen haben. welche das bisherige Verfahren z. B. bet den Sub⸗ 
nnz politiſcher Männer. Heute ſei er eines Der Abgeerdnete grgeftern | haſtattonen den Amtsgerichten anpaſſen, ſind noch 
belehrt, er bekenne, daß er ſich getäuſcht. behauptet, das Vorgehen mokratie zu erlaſſen, ebenſo Inſtruktiouen, welche über die 
Dan habe gejagt, es jet dies eine weſentlich andere | erfahre die einmüthige ? jen aus⸗ Ausführung der Reichsgeſetze Anweiſung geben, na⸗ 
lage. Das ſei eine reine Illuſien. Der Herr wärtigen Preſſe. In : „ lag die mentlich bei der Zwangsvollſtreckung. Den Richtern 
1 izler habe vollkommen recht. wenn er fast, neueſte Nummer des 5 vor. und Aichf mt n Sub alter beam \ \ abe 


N 


mächtige 
0 


Deustesisue. 
** Berlin, 11. Oktober. 
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— Am 7. d. Mts. erſchoß ſich aus Unvor⸗ 
ſichtigkeit zu Schützenaue, Pyritzer Kreises, der 
Sczuhmachergeſelle Friedr. Piet ſch mit einem Ge⸗ 
en Organe wehr, welches er zum Schießen auf Krähen benutzen 


e dings geſagt, die wiſſenſchaftliche Diskufſton det, daß 
ne bing Hi a 1 5 910 die beſtehende Soztalordnung i 
„on fern -bleiven folk, wenn die Diskuſſton nem" wird ie leugnen 
durch das Geſetz nicht gehindert wird, dann wär al des „Debats eine N 
gen das Geſetz wenig einzuwenden. Ab 9 be- der franzöſiſchen, ja der Weltpreſſ t und überdem wollte. 
% das Gejep it bestimmt wee van geeignet, ein Organ der rexublieg gen Fare — er „Luftigen, obere Schulzenſraße 41, 
bie öffentliche Diskuſſton Coaler Fragen vollſtändig d Ueber die Einnahmen and Ausgaben, Tomte deſſen wir be ſeinem Entſtehen gedachten, hat nun⸗ 
en drücken Auf das Wohlwollen der Regie- über den Vermögens- und Schuldenſtand der Kreiſe mehr das erſte Jahr feines Daſeins binter ſich und 
der Anwendung des Geſetzes zu rechnen, haben ſeit den unter Zugrundelegung der Zahlen hat in demſelben nach einer etwas flauen Anfangs⸗ 
ine etwas naive Methode konſtitutioneller Ver- aus dem Jahre 1869 angeordneten Erhebungen und periode eine muntere Lebensfähigkeit entwickelt. In⸗ 
zen, namentlich wenn man nicht ein- allgemeinen Ermittelungen nicht ſtattgefunden. Die tereſſant waren die zwiſchen dieſem Lokale und dem 
we, welcher Regierung die Ausfüh- vorhandenen vereinzelten Notizen genügen nicht, na- bekannten „Luftdichten“ ziemlich häufig vorgekom⸗ 
ieſes Geſetzes übertragen werden ol. mentlich über die Belaſtung der Kreiſe mit Kreis- menen Verwechſelungen, namentlich bei Fremden und 
dem Vorgange der geſtrigen Sitzung ſehe und Provinzialabgaben ein Urtheil zu gewinnen. Solchen, die ſich noch keine genügende Lokalkenntniß 
erheblichen Aenderungen in der Regierung Eine vollſtändige Ueberſicht hierüber iſt aber um fo errungen haben. Ja man munkelt, daß zwiſchen 
sgen (Heiterkeit). Die Rede des Herrn v. Bennigſen weniger zu entbehren, als durch die neuere Geſetz⸗[dem „Luftigen“ und dem „Luftdichte“ ein regel⸗ 
er weſentlich eine Staats⸗ und Miniſterlalrede. gebung eine erhebliche Vergrößerung des Wirkungs- | mäßiger Austauſch verirrter Briefe und Geldſen⸗ 
darin den Verſuch, eine neue Frackion zu kreiſes der kommunalen Verbände eingetreten iſt. Es dungen ſtattfinden fol. Dagegen fol ſich ein Ver⸗ 
eine Fraction „Bismarck sans phrase“, deren iſt deshalb nunmehr eine allgemeine Erhebung dar- ſuch, auch die verirrten Gäſte auszuwechſeln, nicht 
mer in beſondere Compagnien getheilt und über veranlaßt worden, jedoch um eine zu große als praktiſch bewährt haben. Der „Luftige“, kennt⸗ 
er Führung des Herrn v. Helldorff, v. Kar⸗ Arbeitsvermehrung der Kreisbehörden zu vermeiden, lich an dem weithin leuchtenden Transparent, wird 
wd v. Bennigſen geftelt werden ſollen (große] nach einem gegen die früheren weſentlich verelnfach⸗ irrthümlich für den „Luſtigen“ geleſen, weil das 
© t.) Ich bin der Meinung, daß die ten Formular. Fähnlein an dem f zu kurz und nicht welt genug 
Vorlage ſich nur inſofern von der früheren In Bezug auf die Verwendbarkeit der bisher ſichtbar iſt. Der „Luftige“ verdankt feinen Auf⸗ 
ilidet, daß die vorliegende weitergeht. — Der von der Reichspoſtverwaltung ausgegebenen Poſtkar⸗ ſchwung der Einführung des hoch geſchätzten Er⸗ 
Be twurf, der hier vorliegt, enthält gar keine ten bei dem Verkehr im Weltpoſtverein if eine für langer Bieres von Franz Ehrich, und ſeiner vor⸗ 
on, was ſozialdemekratiſch iſt, aber ich] das Publikum wichtige Verfügung des Generalpoſt⸗ züglichen Küche. Wir wollen zwar dem rennm- 
e, daß der Reich kanzler ſelbſt bedeutend amts zu beachten. Es wird wiederholt aufmerkſam mirten „luftdichten“ Biere vnn 
isch angehaucht iſt. Wer fo ſpricht, wie der gemacht, daß andere als von der Reichspoſtverwal⸗ dieſer Gelberg; f Böſe⸗ 
anzler, von dem behaupte ich, daß er ſtarke tung ausgegebene Poſtkarten im internationalen Ver⸗ denn ſchäd. 
iſche Anſchauungen hat. Das ſoll übrigens kehr zur Poſtbeförderung nicht zugelaſſen werden. Die, welche 
ein Vorwurf für ihn fein, es fol damit nur] Wenn deſſen ungeachtet noch in einzelnen Fällen von Bier in groß 
önjtatirt werden, bis zu welchen Regionen hinauf] der Reichspoſtverwaltung ausgegebene Poſtkarten der — Di 
sie gelangen, wenn wir jo unbeſtimmte Begriffe bisherigen Art unter Verwendung der zur Erfüllung Hellwig 
eilen, wenn wir die Polizei⸗Behörde anweiſen, des Frankobetrages erforderlichen Freimarken ſollten 1. d. Mts. 
kum zu bekümmern. Ich bin der Meinung, im Weltpoſtverein benutzt werden, 
man dieſe Frage durchaus anders behandeln ſung folder Karten zwar bis a 
man muß in dem Treiben der Sozialdemo⸗ zu beanſtanden, 
n die Momente finden, welche ſich als beſonders auf hinzuwirken, 
art charakteriſtren. Eine der Haupturſachen, verein die Benutz 
worum die Sozialdemokratie fo floritt, iſt, daß der bildet. 
e an Gott und ein ewiges Leben, an eine Verkeh 
tung im ewigen Leben vollſtändig abhanden 
innen iſt. Halten Sie dieſen Glauben in den Sozia 
Ozon der Menſchen feſt und die Sozialdemokratie als 
niemals Erfolge au 
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Sche minell beim 
jo iſt die Zulaf- von der Baumſtraße nach der Nemizerſtratze 
uf Weiteres nicht behüflich, dabet kam der Letzteren ein Kopfkiſſen ab- 
die Voſtanſtalten haben jedoch dar⸗ handen, worüber ſie einige Tage ſpäter die Hellwig 
daß für den Verkehr im Weltpoſt⸗ und Schulz zur Rede ſtellte. Zwiſchen dieſen ent⸗ 
ung der neuen Karten die Regel ſtand ſodann ein Wortwechſel, der ſchließlich in 
Privat-⸗Poſtkarten find im internationalen Schlägerei überging, wobei die Hellwig in eine 
r nicht zuzulaſſen. Kammer geſtoßen wurde. Zwei Stunden ſpäter lleß 
Die Mehrheit, welche ſich geſtern für § 1 des ſich dieſelbe an einem Laken aus dem 2 Treppen 
1 e 10 Bi 1 8 größer, hoch belegenen Kammerfenſter herunter, wobti fie 
8 orher erwartet hatte. e bisherigen herabſtürzte und verunglückte, fo daß fie nach dem 

e el haben (Beifall). Schätzungen hatten für die Vorlage nur auf die! ſtädtiſchen Krankenhause 11 0 ee 
1 dez ae e : 5 15 dieſer Baſis konſervativen Gruppen und auf die Nationalliberale Züſſow, 8. Oktober. Eine ebenſo unverzeih⸗ 
a 1675 5 h 0 Sie fehlt, weil] gerechnet. Die geſtrige Abſtimmung aber ergab, daß liche wie große Unvorſichtigkeit hätte am Sonntag 
Schubveſens 1 b niverſttätslebens und auch die Gruppe Löwe und ſelbſt mehrere Mitglieder] leicht bedeutendes Unglück anrichten können. Der 
de pech Bae oe e ung angenommen hat, der Fortſchrittspartei, ſowie zwei elſäſſiſche Autono- | Förſter K. aus Braunſchweig, welcher ſich in unſerer 
rnichten muß (Sehr richtig! im miſten ſich auf die Seite der Regierung ſtellten. Gegend zum Beſuch aufhielt, will bei Ankunft des 


. und Widerſpruch). Die Aeußerungen des Die Mehrheit erreichte ſo eine Stärke, welche unt f m 
Neuspelmärbers Hödel hätte zu der ſorgfältigen Er⸗ den abnormen Beate ZZ Ä 


I 1 die in Folge der eigen- ſich fein Gewthr, obſchon deſſen Schloß v t 
wg ae welche Maßregeln zu ergreifen thümlichen Stellung des Centrums beſtehen, eine war, plötzlich 1 1 15 eee de 
el Verlauf seen a Ende zu machen. Im ſehr bedeutende genannt werden muß. — Die Rede Schüſſe in die Decke und kamen die Reiſenden mit 
f er Rede beſtreitet Redner, daß [v. Bennigſen's wird von allen Seiten, die über⸗ einem freilich nicht geringen Schreck davon. Der 


Umzuge 
Nr. 1. 


Ves 


Bahnhofs⸗Inſpektor ſtellte behufs weiterer Mel dun 
die Perſonalien des Förſters feſt. Als der 

nun von Züſſow weiter dampfte und in Budden 
hagen hielt, ſahen wir, durch den Unfall aufmerkſg, 
gemacht, das Gewehr eines auf dem Perron ſtehe, 
den Forſt⸗Eleven genauer an — beide Hähne y 
Gewehrs waren geſpannt und die Piſtone I 
Kupferhütchen verſehen, das Gewehr alſo zweifel 

geladen. 5 
und Vorſicht in erſter Linie gefordert werden muß 
ſollten ſolche doch nicht in jo unverantwortlich 
Weiſe außer Acht laſſen und jo Menſchenleben auß 


umgeſchlagen und untergegangen; von den Verun, 
glückten wurden drei Perſonen von den zur Hülfe 8 
herbeigeeilten, in der Nähe befindlichen Flſchern ge. 
rettet, der vierte, ein Fiſcher Joachim Lange, 

der ertrunken; derſelbe, 42 Jahre alt, hinterläßt 
Frau und ein 
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Literariſches. % 
Das große humoriſtiſche Journal „Schall, zit 
Blätter für deutſchen Humor“, herausgegeben von l 
Jullus Lohmeyer (Verlag von W. Spemann Tru 
in Stuttgart), weiſt an Mitarbeitern in der That bi 
eine Reihe von Namen auf, welche uns Bedeutendes beri 
von den Lelſtungen des Unternehmens erwarten laſ⸗ de 
jm. So bringen die erſten Nummern Originalbel. Bi A 
lräge von: Friedrich Bodenſtedt, Ernſt Eckſtein, Feliy er Annas 
Dahn, Jul. Wolff, Jul. Stettenheim, A. von er damit 
Winterfeld, Schmidt⸗Cabanis, Ludwig Eichrodt, kref 
Heinrich Kruſe, Karl Stleler, O. Blumenthal, J. übt 
Lohmeyer u. A., und mit künſtlertſchen Beiträgen überhaupt 
von: Wilhelm Camphauſen, Ludwig Knaus, Eduard 

Grützner, Hugo Kauffmann, C. Gehrts, Paul Meyer 


weſen. 
1 5 Wochen⸗Blätter, im Styl des „Punch“, 
von denen am 13. Oktober zuerſt eine Doppelnum⸗ 
mer von 16 Seiten gr. Quart mit circa 40 Illu⸗ 
ſtrationen ausgegeben werden ſoll, mit geſpanntem 
Intereſſe entgegenſehen. Pe. 
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| König v0 


Woche größtentheils gedeckt batten, jo geringes Der Im 
gehr, daß ſich maßgebende Preiſe ſchwer normiren 1 
laſſen. Jedenfalls gingen dieſelben nicht über die ſieh 
letzt erzielte Höhe hinaus. 99 

Für Rinder, die nur in 2. und 3. Waare 
am Platze waren, wurden je nach Qualität 38 bis 
48 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht be⸗ 
zahlt. 

Für Schweine wurden 45—50 Mark pro 
100 Pfund Schlachtgewicht angelegt. | 

Von Hammeln waren nur wenige Stücke 
ſehr verſchiedener Beſchaffenheit an den Mann zu 
bringen. 

Sehr glatt und ſchnell verlief bei dem gerin⸗ 
gen Auftriebe das Geſchäft für Kälber und mußten 
ſich die Käufer zur Bewilligung des recht hohen 
Preiſes von 50— 65 Ph. pro 1 Pfund Schlacht- 
gewicht entſchließen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 11. Oktober. Die „Pol. Correſp.“ ver⸗ 
öffentlicht folgende Meldungen: 5 

Aus Konſtantinopel: Die Pforte erklärte dem 
ruſſiſchen Botſchafter, daß ſie für die Sicherheit der 
Chriſten in den geräumten Gebieten garantiren könne, 
wenn die Ruſſen Adrianopel räumen würden. Fürſt 
Lobanoff erwiderte hierauf die NT drianopels 


Elan 


wu 202.0, 


vr win. 


Wien, 11. Oktober. Graf Andrafiy, Minifter- 
präſident von Tisza und Freiherr von Wenkheim 
ſind heute von dem Kaiſer in einer dreiſtündigen 
Audienz empfangen worden. Am Montag 
dürfte Tisza proviſoriſch das Miniſterium der Fi⸗ 
nanzen, von Wenkheim dasjenige des Innern über⸗ 
nehmen. 5 

‚Madrid, 11. Oktober. Die miniſteriellen 
Journale bezeichnen die Nachricht, daß die Regie- 
rung beabſichtige, 10,000 Mann nach Marokko zu 
ſenden, als unbegründet. Man glaubt, daß der 
Sultan Genugthuung geben und die Familien 
der Ermordeten ſchadlos halten werde. Dem Ver- 
nehmen nach hätten die Konſuln der europälſchen 
Mächte in Marokko eine gemeinſame Reklamation 
wegen der Ermorpung der Ausländer in Tetuan er⸗ 
hoben. 8 

Bukareſt, 11. Oktober. Die von der Kom- 
miſſton der Deputirtenkammer vorgeſchlagene und in 
der heutigen Sitzung der Kammer verleſene Motion 
ermächtigt die Regierung, ſich dem Willen Europas 
zu fügen. Die Berathung darüber hat heute be⸗ 
gonnen und wird morgen fortgeſetzt. 


